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Vortrag des Referenten

21

Anlass der Beschlussvorlage

Die Stadtratsfraktionen SPD/Volt und Die Griinen — Rosa Liste haben am 17.09.2020
den anliegenden Antrag Nr. 20-26 / A 00424 gestellt.

Mit dem Antrag wird der Oberblrgermeister gebeten, im nachsten Finanzausschuss
zu berichten, ggf. unter Zuhilfenahme von Informationen des Betreuungsreferats der
MVG, dem Referat fur Arbeit und Wirtschaft, wie viele Mittel der Erstattung von Bund
und Land fir entgangene Fahrkosteneinnahmen in Minchen bereits eingegangen
sind bzw. mit wie vielen Mitteln ggf. gerechnet werden kann. Auflerdem wird um eine
aktualisierte Darstellung der Verluste der MVG durch die Corona-Pandemie gebeten.

Stellungnahme der Stadtkammerei

Die Stadtkammerei nimmt in Abstimmung mit dem Referat flr Arbeit und Wirtschaft
inhaltlich zu 0.g. Antrag wie folgt Stellung:

Aktuelle Lage / Corona-Konjunkturpaket

Durch die Corona-Pandemie sind in der gesamten OPNV-Branche, so auch in Miin-
chen, gravierende Fahrgastverluste und Erléseinbriiche entstanden. Aufgrund der
Systemrelevanz und der geltenden HygienemaRnahmen wurde der OPNV nach er-
folgten Abstimmungen mit dem Freistaat Bayern und der Landeshauptstadt Miinchen
in dieser Phase trotzdem nahezu vollstandig aufrechterhalten. In der Konsequenz ha-
ben sich Bund und Lander verstandigt, die Erléseinbriiche des Jahres 2020 im OPNV
gemeinsam auszugleichen.

Der Bund hat im Rahmen des Corona-Konjunkturpakets fiir den Bereich des OPNV
2,5 Mrd. Euro bereitgestellt. Die Bundesmittel wurden nach einem vorlaufigen Schlus-
sel auf die Lander verteilt. Bayern hat hieraus 381 Mio. Euro erhalten. Die Lander ha-
ben vereinbart, einen nachtraglichen Ausgleich auf der Basis der jeweiligen Scha-
denshohe vorzunehmen. Bayern kann hieraus weitere Mittel erwarten. Die Bayeri-
sche Staatsregierung hat am 8. September 2020 beschlossen, die Bundesmittel um
255 Mio. Euro aus Landesmitteln aufzustocken.

Die entsprechende Bundesrahmenregelung wurde im August durch die europaische
Kommission beihilferechtlich notifiziert. Ergebnis des Notifizierungsverfahrens ist,
dass Direktzahlungen aus dem Rettungsschirm an die Verkehrsunternehmen nur fir
den Zeitraum bis 31.08.2020 zulassig sind. Fur den folgenden Zeitraum bis
31.12.2020 kdnnen die staatlichen Mittel nur an die Aufgabentrager ausgezahlt wer-
den. Die Weiterleitung an die Verkehrsunternehmen erfordert entsprechende Rechts-
grundlagen im Verhaltnis zwischen dem jeweiligen Aufgabentrager und dem jeweili-
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gen Verkehrsunternehmen. Die LHM bestellt bei der MVG seit dem 24.06.2020 per
Notbetrauung den Betrieb des OPNV in Miinchen. Diese Notbetrauung dient gleich-
zeitig als Rechtsgrundlage fir eine Weiterleitung der Rettungsschirmmittel.

Darstellung der Verluste und Prognose

Die Richtlinien Corona-Beihilfen OPNV Bayern sehen einen Ausgleich von bis zu
90% des Schadens nach Maligabe der Haushaltsmittel vor. Begriindung ist, dass ein
entgangener Gewinn der Unternehmen nicht ausgeglichen werden soll, sowie ein an-
gemessener Eigenanteil der Unternehmen bzw. Kommunen zu leisten ist. Der Frei-
staat hat in Aussicht gestellt, dass die Ausgleichsquote von 90% in allen Fallen
gewahrt wird. Unter der Annahme, dass sich die Fahrgastnachfrage bis Jahresende
weiter langsam erholt, geht die MVG aktuell fir das Geschéaftsjahr 2020 von einem
Schaden zwischen ca. 145 Mio. € und 175 Mio. € aus. Zum Stand 20.09.2020 belau-
fen sich die Einnahmenverluste der MVG auf rund 105 Mio. €. Die Szenarioberech-
nung unterstellt, dass es zu keinem zweiten grof¥flachigen Lockdown kommt.

Kurz nach Beginn der Krise hat die MVG eine Prognose erstellt, nach der sich ein
Schaden von rund 190 Mio. € fur 2020 ergeben hat. Die Entwicklung der Fahrgeldein-
nahmen in den Monaten Marz bis Juli 2020 verlief in Summe allerdings positiver als
nach den ersten Zahlen erwartet und in der seinerzeitigen Vorlage zur Notbetrauung
prognostiziert. Gleichzeitig zeichnet sich fir die Monate August bis Dezember 2020
eine negativere Entwicklung als urspringlich prognostiziert ab. Die Grunde fur diese
Erwartung sind im Wesentlichen die ausbleibende Erholung beim Tourismus (Ge-
schaftsreisen und Stadtetourismus), der weiterhin hohe Anteil der Beschaftigten im
Home-Office und das geénderte Mobilitatsverhalten zulasten des OPNV (Umstieg auf
Auto und Fahrrad). In Summe weist die aktuelle Prognose fir 2020 einen geringeren
Schaden aus als zunachst erwartet. Die Prognose 2020 wurde aus Anlass der An-
tragsstellung fir den Rettungsschirm fortgeschrieben und verbundweit abgestimmt.

Berechnung des Schadens

Grundsatzlich werden gemaf Richtlinie fir die Schadensermittlung die tatsachlichen
Fahrgeldeinnahmen aus 2020 mit den Soll-Fahrgeldeinnahmen 2020 auf Basis der
Zahlen von 2019 - erweitert um Tarifanderungen - verglichen. Potentielle Nachfrage-
anderungen werden nicht beriicksichtigt. Kosteneinsparungen der Verkehrsunterneh-
men aufgrund der Corona-Pandemie, insbesondere aufgrund von Einschrankungen
des Fahrplanangebots sind bei der Schadensermittiung abzuziehen. Mehrkosten
bspw. fiir die MaRnahmen zum Infektionsschutz kbnnen dagegen nicht angerechnet
werden. Die konkrete Methodik der Schadensberechnung im Zusammenhang mit
dem Spezialfall , Tarifreform*“ ist noch nicht abschlieliend geklart.
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Fir den Hauptantrag ist unterstellt, dass sich die Auswirkungen von Tarifreform und
Corona-Krise nicht trennen lassen und beide Effekte im Antrag fir den Rettungs-
schirm zum Tragen kommen. Bei diesem Ansatz ergibt sich ein hdherer Ausgleich
aus dem Rettungsschirm. Beim Hilfsantrag ist der ex ante prognostizierte Effekt der
Tarifreform auf das Tarifniveau (-7%) von der Schadenssumme abgezogen, was zu
einem geringeren Ausgleich aus dem Rettungsschirm fihren wirde. Diese Vor-
gehensweise wurde mit dem Freistaat abgestimmt.

Daruber hinaus wird auf die ausfuhrliche Darstellung der Finanzierungsproblematik in
der Beschlussvorlage des RAW fir die Vollversammlung des Stadtrates am
17.06.2020, Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 00257, ,Betrauung SWM/MVG Notmal3-
nahme Corona-Pandemie 2020“ hingewiesen. 2.3 Leistungen von Bund und Land fir
das Geschaftsjahr 2020.

Ausgleichszahlungen von Bund und Land fiir das Geschaftsjahr 2020

Zur Bundesrahmenregelung hat der Freistaat Bayern die Richtlinien Corona-Beihilfen
OPNV Bayern am 20.08.2020 und damit friihzeitiger als die meisten anderen
Bundeslander erlassen. Aufierdem hat Bayern als einziges Land bereits Abschlags-
zahlungen aus dem OPNV-Rettungsschirm gewahrt. Daraus hat die MVG Anfang
September eine Abschlagszahlung in H6he von 58,6 Mio. € erhalten. Die Richtlinie
sieht geman dem Ergebnis der EU-Notifizierung vor, dass die Antrage bis zum
30.09.2020 gestellt werden. Entsprechende Antrage wurde durch die MVG gestellt.

GemaR den bayerischen Regelungen zum OPNV-Rettungsschirm erwartet die MVG
in Summe fur das Jahr 2020 eine Ausgleichszahlung zwischen 130 und 155 Mio. €
(Schaden abzuglich Eigenanteil von 10% gemaR Richtlinie).

Die Spannbreite der erwarteten Ausgleichszahlungen ergibt sich aus dem Verhaltnis
von Haupt- bzw. Hilfsantragen, die aus rechtlichen Griinden gestellt wurden. Zum
einen soll dadurch die maximale zulassige Hohe des Schadensersatzanspruchs der
MVG gesichert werden. Zum anderen sollen etwaige Rickzahlungsrisiken vermieden
werden. Hintergrund ist, dass derzeit die konkrete Methodik der Schadensberech-
nung im Zusammenhang mit dem Spezialfall ,Tarifreform“ noch nicht abschlieRend
geklart ist. FUr den Hauptantrag ist unterstellt, dass sich die Auswirkungen von Ta-
rifreform und Corona-Krise nicht trennen lassen und beide Effekte im Antrag flr den
Rettungsschirm zum Tragen kommen. Bei diesem Ansatz ergibt sich ein hoherer Aus-
gleich aus dem Rettungsschirm. Beim Hilfsantrag ist der ex ante prognostizierte Ef-
fekt der Tarifreform auf das Tarifniveau (-7%) von der Schadenssumme abgezogen,
was zu einem geringeren Ausgleich aus dem Rettungsschirm fuhren wirde. Diese
Vorgehensweise wurde mit dem Freistaat abgestimmt.



Seite 5

Die Beschlussvorlage ist mit dem Referat fur Arbeit und Wirtschaft abgestimmt.

In dieser Beratungsangelegenheit ist die Anhdrung des Bezirksausschusses nicht vorge-
sehen (vgl. Anlage 1 der BA-Satzung).

Der Korreferent der Stadtkdmmerei, Herr Stadtrat Dr. Florian Roth, und die Verwaltungs-
beiratin der Stadtkdmmerei - SKA 2 - Haushalt, zentrales Rechnungswesen, Frau Stadtra-
tin Anne Hibner sowie der Korreferent des Referats fiir Arbeit und Wirtschaft, Herr
Stadtrat Manuel Pretzl und der Verwaltungsbeirat des Referats fur Arbeit und Wirtschaft -
Beteiligungsmanagement Herr Sebastian Weisenburger haben einen Abdruck der Sit-
zungsvorlage erhalten.

Antrag der Referenten

1. Von den Ausfiihrungen im Vortrag wird Kenntnis genommen.

2. Der Antrag Nr. 20-26 / A 00424 der Fraktionen SPD/Volt und Die Grinen — Rosa Liste
vom 17.09.2020 ist damit geschaftsordnungsgemal erledigt.

3. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Beschluss

nach Antrag.

Die endgultige Beschlussfassung Uber den Beratungsgegenstand obliegt der Vollver-
sammlung des Stadtrates.
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Der Stadtrat der Landeshauptstadt Minchen

Der / Die Vorsitzende Der Referent Der Referent
Ober-/Burgermeister/in Christoph Frey Clemens Baumgartner
ea. Stadtrat / ea. Stadtratin Stadtkdmmerer Berufsmalliger Stadtrat

IV. Abdruck von I. mit lll.

Uber die Stadtratsprotokolle

an das Direktorium - Dokumentationsstelle
an das Revisionsamt

an die Stadtkdimmerei 2.22

z. K.

V. Wuv. Stadtkdmmerei 2.22
1. Die Ubereinstimmung des vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift
wird bestatigt.

2. An das Referat fur Arbeit und Wirtschaft
z. K.

Im Auftrag



	I. Vortrag des Referenten
	1. Anlass der Beschlussvorlage
	2. Stellungnahme der Stadtkämmerei
	2.1 Aktuelle Lage / Corona-Konjunkturpaket

	2.2 Darstellung der Verluste und Prognose
	2.3 Berechnung des Schadens
	2.4 Ausgleichszahlungen von Bund und Land für das Geschäftsjahr 2020

	II. Antrag der Referenten
	III. Beschluss

